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Satzung der Gemeinde Thelkow über den

Bebauungsplan Nr. 1 "Sondergebiet Photovoltaik Thelkow"
Teil A - Planzeichnung

PRÄAMBEL
Gemäß § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28.07.2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 221), wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung Thelkow vom ............................... folgende Satzung über den Bebauungsplan Nr. 1 "Sondergebiet 
Photovoltaik Thelkow", bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), erlassen:

Plangrundlage: Digitale Daten des Amtlichen Liegenschaftskatasters des 
Landkreises Rostock (Kataster- und Vermessungsamt) vom 22.09.2023
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15.11.2023BEBAUUNGSPLAN NR. 1 "SONDERGEBIET 
"PHOTOVOLTAIK THELKOW"

Plangeltungsbereiche

Bebauungsplan Nr. 1 der Gemeinde Thelkow
"Sondergebiet Photovoltaik Thelkow" - Lage der Plangebiete
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PLANZEICHENERKLÄRUNG
1. Festsetzungen
Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

SO 
PV-FA

sonstiges Sondergebiet, Zweckbestimmung: Photovoltaik-Freiflächenanlage 
(§ 11 Abs. 2 BauNVO)

Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16, 18, 19 BauNVO)

OK 4,0 maximale Höhe baulicher Anlagen in Metern
(Oberkante Solarmodul bzw. der baulichen Anlage) 

Grundflächenzahl GRZ 0,5

9. Der B-Plan Nr. 1 "Sondergebiet Photovoltaik Thelkow" wurde am ......................... von der Gemeindevertretung
    Thelkow als Satzung beschlossen. Die Begründung mit dem Umweltbericht wurde mit Beschluss der Gemeinde-
    vertretung Thelkow vom ......................... gebilligt. 

      Thelkow, den .............................                                                                ..............................
                                                                                                                            (Bürgermeister)

10. Die Genehmigung des B-Planes Nr. 1 wurde mit Verfügung des Landkreises Rostock vom .........................
      erteilt. Der B-Plan Nr. 1, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wird hiermit ausge-
      ausgefertigt.

    
        Thelkow, den .............................                                                                ..............................
                                                                                                                               (Bürgermeister)

11. Die Erteilung der Genehmigung und die Stelle, bei der der B-Plan Nr. 1 auf Dauer während der Dienststunden
      von jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind im Internet und an
      den Bekanntmachungstafeln ortsüblich bekanntgemacht worden. In der Bekanntmachung ist auf die Geltend-
      machung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften (§ 214 BauGB) und von Mängeln der Abwägung
      sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB, § 5 Abs. 5 KV M-V) und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen
      von Entschädigungsansprüchen (§ 44 BauGB) hingewiesen worden. Der B-Plan Nr. 1 "Sondergebiet Photo-
      voltaik Thelkow" ist mit Ablauf des ......................... in Kraft getreten.
 

      Thelkow, den .............................                                                                ..............................
                                                                                                                            (Bürgermeister)

8. Der katastermäßige Bestand am .............................. wird als richtig dargestellt bescheinigt. Hinsichtlich der lage-
    richtigen Darstellung der Grenzpunkte gilt der Vorbehalt, dass eine Prüfung nur grob erfolgte, da die rechtsver-
    bindliche Flurkarte im Maßstab 1: .................... vorliegt. Regressansprüche können nicht abgeleitet werden.

     ........................., den ...........................                                               .................................
                                                                                     (ÖbVI Dipl.-Ing. ........................., .........................)                                                                              

3. Der Vorentwurf der Satzung über den B-Plan Nr. 1 wurde am 16.11.2023 von der Gemeindevertretung Thelkow 
    gebilligt. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB ist durch öffentliche Auslegung des
    Vorentwurfs des B-Planes Nr. 1 und der Begründung vom .................... bis .................... während der Dienstzeiten
    im Bauamt des Amtes Tessin durchgeführt worden. Die auszulegenden Unterlagen sind über die Internetseite der
    Gemeinde Thelkow bzw. des Amtes Tessin verfügbar gemacht worden. Die öffentliche Auslegung ist mit dem
    Hinweis, dass Bedenken und Anregungen während der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder zur Nieder-
    schrift vorgebracht werden können, im Internet und an den Bekanntmachungstafeln ortsüblich bekanntgemacht
    worden.
    Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind mit Schreiben vom
    .................... um die Abgabe einer Stellungnahme gebeten worden.
     
 
     Thelkow, den .............................                                                               .............................
                                                                                                                          (Bürgermeister)

4. Die Gemeindevertretung Thelkow hat die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
    lange zum Vorentwurf des B-Planes Nr. 1 am .................... geprüft und abgewogen. 

     Thelkow, den .............................                                                               .............................
                                                                                                                          (Bürgermeister)

5. Die Gemeindevertretung Thelkow hat am .................... den Entwurf des B-Planes Nr. 1 mit der Begründung und
    dem Umweltbericht gebilligt.
    Die Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 2 BauGB ist durch öffentliche Auslegung des Entwurfs des B-Planes 
    Nr. 1 und der Begründung mit dem Umweltbericht vom .................... bis einschließlich .................... während der
    Dienstzeiten im Bauamt des Amtes Tessin durchgeführt worden. Die auszulegenden Unterlagen sind über die
    Internetseite der Gemeinde Thelkow bzw. des Amtes Tessin bis einschließlich .................... verfügbar gemacht
    worden. Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Bedenken und Anregungen während der Ausle-
    gungsfrist von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden können, im Internet und an den
    Bekanntmachungstafeln ortsüblich bekanntgemacht worden.
     
 
     Thelkow, den .............................                                                               .............................
                                                                                                                          (Bürgermeister)

6. Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die Nachbargemeinden
    sind mit Schreiben vom .................... um die Abgabe einer Stellungnahme gebeten worden.

     Thelkow, den .............................                                                                .............................
                                                                                                                           (Bürgermeister)

7. Die Gemeindevertretung Thelkow hat die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
    lange am ......................... geprüft und abgewogen. Das Ergebnis der Abwägung ist mit Schreiben vom
    ......................... mitgeteilt worden. 

     Thelkow, den .............................                                                               .............................
                                                                                                                          (Bürgermeister)

VERFAHRENSVERMERKE

2. Die für die Raumordnung und Landesplanung zuständige Stelle ist gemäß § 17 LPlG M-V und Anzeigeerlass mit
    Schreiben vom 17.11.2021 über die Aufstellung des B-Planes Nr. 1 "Sondergebiet Photovoltaik Thelkow" informiert
    worden.

    Thelkow, den .............................                                                                .............................
                                                                                                                          (Bürgermeister)

1. Die Einleitung des Verfahrens zur Aufstellung des  Bebauungsplanes Nr. 1 "Sondergebiet Photovoltaik Thelkow"
    wurde durch die Gemeindevertretung Thelkow am 09.09.2021 beschlossen. Die ortsübliche Bekanntmachung des
    Aufstellungsbeschlusses erfolgte im Internet und an den Bekanntmachungstafeln.
    

    Thelkow, den .............................                                                                .............................
                                                                                                                          (Bürgermeister)

Hinweise
1. Tierartenschutz
Es ist folgende artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahme durchzuführen.
Sämtliche Bauarbeiten erfolgen zum Schutz der auf den offenen Flächen des Plangebietes ggf. brütenden Vogelarten 
außerhalb des Zeitraums 01.03. bis 31.07. eines Jahres. Ist die Durchführung der Bauarbeiten während der Brutzeit 
unvermeidbar, sind die betreffenden Flächen bis zum Beginn und während der Brutzeit durch Pflügen, Grubbern oder 
Eggen vegetationsfrei zu halten, oder es sind andere geeignete Vergrämungsmaßnahmen durchzuführen. Die Ver- 
wendung von Flatterbändern ist aufgrund der damit stets verbundenen Kontamination des Umfeldes durch abgerissene 
Kunststoffstreifen zu vermeiden.
Aus artenschutzrechtlicher Sicht ist es wünschenswert, die Mahd auf den Zwischenmodul- und Randflächen zugunsten 
von Zweit- und Drittbruten der Feldlerche nicht vor dem 01.08. eines jeden Jahres durchzuführen. 

2. Bodendenkmale
Wenn bei Erdarbeiten neue Bodendenkmale oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden, sind diese gemäß 
§ 11 Abs. 1 und 2 Denkmalschutzgesetz M-V der Unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen und der 
Fund und die Fundstelle bis zum Eintreffen eines Mitarbeiters oder Beauftragten des Landesamtes für Kultur und 
Denkmalpflege M-V in unverändertem Zustand zu erhalten. Die Anzeigepflicht besteht für den Entdecker, den Leiter der 
Arbeiten, den Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. 

Baugrenze (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO)

Baugrenze

Straßenverkehrsfläche

Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Ein- bzw. Ausfahrten und Anschluss anderer Flächen an die Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Natur und Landschaft

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des B-Planes 
(§ 9 Abs. 7 BauGB) 

Umgrenzung von Flächen für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b) und Abs. 6 BauGB)

Rechtsgrundlagen
Die genannten Rechtsgrundlagen und Normen können im Bauamt des Amtes Tessin, Alter Markt 1,  18195 Tessin 
während der Dienst- und Öffnungszeiten eingesehen werden.

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 221)

Baunutzungsverordnung in der Fassung d. Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176)

Bundesfernstraßengesetz (FStrG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 28.06.2007 (BGBl. I S. 1206), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 22.03.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88)

Bundesnaturschutzgesetz vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 08.12.2022 (BGBl. I S. 2240)

Denkmalschutzgesetz (DSchG M-V) i. d. F. der Bekanntmachung vom 06.01.1998 (GVOBl. M-V 1998 S. 12), 
zuletzt geändert: § 25 neu gefasst durch Artikel 10 des Gesetzes vom 12.07.2010 (GVOBl. M-V S. 383, 392)

Hauptsatzung der Gemeinde Thelkow vom 12.03.2020

Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern vom 13.07.2011 (GVOBl. M-V 2011 S. 777), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23.07.2019 (GVOBl. M-V S. 467)

Landesbauordnung M-V (LBauO M-V) i. d. F. der Bekanntmachung vom 15.10.2015 (GVOBl. M-V 2015 S. 344), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 26.06.2021 (GVOBl. M-V S. 1033)

Landeswaldgesetz M-V (LWaldG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 27.07.2011 (GVOBl. M-V, S. 870, zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22.05.2021 (GVOBl. M-V, S. 790, 794)

Planzeichenverordnung vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802)

Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) vom 06.03.2013 (BGBl. I S. 367), zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung  
vom 28.08.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 236)

2. Nachrichtliche Übernahmen (§ 9 Abs. 6 BauGB)

D Bodendenkmal (Kategorie Blau, § 5 Abs. 2 DSchG M-V)

Flurstücksgrenze und Flurstücksnummer 

3. Darstellungen ohne Normcharakter/ Hinweise

Bemaßung in Metern

267

3,0

geschütztes Biotop (§ 20 NatSchAG M-V)GB

Flächenbezeichnung für Maßnahmenfläche Naturschutz 
(vgl. textliche Festsetzung 2.1)N1

Planungsrechtliche Festsetzungen

1. Art und Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1, 11, 14, 16, 18, 19, 23 BauNVO)

1.1 Die sonstigen Sondergebiete Photovoltaik-Freiflächenanlage (SO PV-FA) werden gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO 
      mit der Zweckbestimmung der Energiegewinnung auf Grundlage solarer Strahlungsenergie festgesetzt. Die
      Sondergebiete dienen der Errichtung und dem Betrieb einer Photovoltaik-Freiflächenanlage. Zulässig sind Modul-
      tische mit Solarmodulen und alle für den Betrieb notwendige Nebenanlagen, wie z. B. Trafostationen, Umspann-
      stationen, Wechselrichterstationen, Batteriespeicher, Kameramasten, Zaunanlagen und Wege. Zaunanlagen sind
      auch außerhalb der überbaubaren Flächen zulässig; zur Kante der äußeren Fahrbahn der Bundesautobahn 20
      ist ein Abstand von mindestens 20 m einzuhalten.

1.2 Die maximale Höhe der baulichen Anlagen wird auf 4,0 m beschränkt. Zaunanlagen sind bis zu einer Höhe von 
      3,0 m zulässig. Den unteren Bezugspunkt stellen die Geländehöhen in Meter über NHN im Bezugssystem 
      DHHN2016 dar, und zwar der zu der entsprechenden baulichen Anlage am nächsten liegende Höhenbezugs-
      punkt. Der obere Bezugspunkt ist die obere Begrenzungslinie der baulichen Anlagen. Ausnahmsweise darf die
      maximale Höhe auf maximal 10,0 m überschritten werden, wenn für die Sicherung der Photovoltaik-Freiflächen- 
      anlage und des Geländes der Bau von Kameramasten nötig ist.  

TEIL B - TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

2. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur
    Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB) 

2.1 Die von den Solarmodulen überschirmten Flächen und die Zwischenmodulflächen sind durch Einsaat zu begrünen
      oder der Selbstbegrünung zu überlassen. Auf den genannten Flächen ist eine Bodenbearbeitung nicht zulässig. 
      Nicht zulässig auf diesen Flächen ist die Verwendung von Pflanzenschutz- und Düngemitteln. Die genannten 
      Flächen dürfen maximal zweimal jährlich nicht vor dem 1. Juli gemäht werden. Das Mähgut ist zu entfernen. 
      Alternativ zur Mahd ist eine Beweidung mit Schafen mit einem Tierbesatz von maximal einer Großvieheinheit je 
      Hektar Fläche zulässig. Die Beweidung ist nicht vor dem 1. Juli zulässig. Aus Brandschutzgründen sind ausnahms-
      weise auch ein früherer Mahdtermin oder eine frühere Beweidung zulässig. Ein solches Vorgehen ist vorher mit 
      der für den Artenschutz zuständigen Naturschutzbehörde abzustimmen.

2.2 In den Flächen N1, N2 und N3 ist die jeweilige Ackerfläche gemäß den Anforderungen der Hinweise zur Eingriffs-
      regelung M-V (HzE, Maßnahme 2.33) durch spontane Begrünung in eine Brachfläche mit der Nutzungsoption als 
      Mähwiese umzuwandeln. Bei Auswahl der Nutzungsoption Mähwiese ist eine Umwandlung der Ackerfläche in 
      Dauergrünland als einschürige Mähwiese oder mit einer Mahd in einem zwei- bis dreijährigem Rhythmus vorzu-
      nehmen. Die Mahd ist nicht vor dem 1. September eines Jahres zulässig; das Mähgut ist abzufahren. Die Mahd-
      höhe hat 10 cm über Geländeoberkante zu betragen; die Mahd ist mit einem Messerbalken durchzuführen.
      Die Düngung, der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln, Einsaaten, Umbruch, eine andere Form der Bodenbearbei-
      tung und Melioration sind unzulässig.
      Alternativ zur Nutzungsoption als Mähwiese ist auch die Nutzungsoption Weide zulässig (Maßnahme 2.34 der 
      HzE M-V). Unzulässig sind bei dieser Nutzungsoption Umbruch, Nachsaat und Melioration. Der Einsatz von 
      Dünge- und Pflanzenschutzmitteln ist nicht zulässig. Das Schleppen und andere Bodenbearbeitungen sind in der 
      Zeit vom 1. März bis zum 15. September eines Jahres nicht erlaubt. Die Ersteinrichtung hat durch Selbstbegrü-
      nung oder Einsaat von bis zu 50 % der Maßnahmenfläche mit regional- und standorttypischem Saatgut ("Regio-
      saatgut") zu erfolgen. Die Nahrungsaufnahme von Rastvögeln ist auf den Flächen zu dulden. Die Maximalbesatz-
      stärke (mittlere Tierdichte je Weideperiode) beträgt 1,4 Großvieheinheiten (GVE) je Hektar. Die Nutzung hat als 
      Umtriebsweide zu erfolgen. Narbenschäden (Durchbrechen der Grasnarbe) sind zu vermeiden. Die Beseitigung 
      von durch wild lebende Tiere verursachten Narbenschäden ist zulässig, aber nur außerhalb des Zeitraums 15. 
      März bis 15. Juli. Bei flächig ausgebreiteten Grasbeständen mit einer Höhe von mehr als 15 cm sowie bei Gehölz-, 
      Stauden- und Schilfaufwuchs hat eine einmal jährliche Mahd mit Abfuhr des Mähgutes zwischen dem 1. September 
      und dem 14. März des Folgejahres zu erfolgen. 
      Bei vermehrtem Auftreten des Jakobs-Kreuzkrautes oder anderer Problempflanzen sind mit der unteren Natur-
      schutzbehörde des Landkreises Rostock frühere Mahdtermine zu vereinbaren und umzusetzen. Die Mahdhöhe 
      hat 10 cm über Geländeoberkante zu betragen; die Mahd ist mit einem Messerbalken durchzuführen.
      Eine Zufütterung auf den Flächen und Entwurmungen auf den Flächen sind nicht zulässig.       
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